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Rückzahlungsansprüche/Musterklage 

Der Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) erhob gegen zwei dieser Institute 
Musterfeststellungsklagen. 
Urteil:  
Bundesgerichtshof v. 03.06.2025, Az.: XI ZR 45/24 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in einer Musterfeststellungsklage entschieden, dass Verbraucherinnen 
und Verbraucher zu Unrecht gezahltes Geld auch dann zurückverlangen können, wenn sie innerhalb der 
drei Jahre nach der Gebührenerhöhung keinen Widerspruch eingelegt haben. 
 
(gekürzt) Der Grund: Die Rechtsprechung zu Energielieferungsverträgen sei auf Girokontoverträge nicht 
anwendbar. Hierauf beriefen sich Banken, denn danach werde eine eigentlich unwirksame Entgelterhöhung 
spätestens wirksam, wenn ihr nicht innerhalb von drei Jahren widersprochen wird. 
Neu sind dagegen die Feststellungen, die der BGH zur Verjährung der Rückforderungsansprüche getroffen 
hat: Diese verjähren in regelmäßigen Verjährungsfristen von drei Jahren. 
Die Verjährung beginnt nicht schon mit der Abbuchung der Entgelte vom Girokonto. Sie startet erst, wenn 
die Frist für den Widerspruch gegen den Rechnungsabschluss abgelaufen ist. Solche Rechnungsabschlüsse 
erfolgen in der Regel am Ende des Quartals. Wenn innerhalb der folgenden sechs Wochen kein 
Widerspruch eingelegt wird, gelten sie als akzeptiert und erst ab dann beginnt die Verjährungsfrist. 
Quelle: Verbraucherzentrale Niedersachsen > Themen > Finanzen … 
 

Zu viel gezahlte Rente ist kein Nachlass 
Es dauert meist etwas länger, bis der zuständige Rentenversicherungsträger darüber informiert wird, dass 
Rentenempfänger verstorben sind. Es kommt vor, dass die Rente des Folgemonats dann bereits überwiesen 
wurde. Der Rentenbetrag, der zu viel überwiesen wurde, gehört nicht zum Nachlass, darf somit nicht von 
den Erben, etwa zur Begleichung der Bestattungskosten, verwendet werden. Der Betrag wird von der 
Rentenversicherung bei nächster Gelegenheit zurückgebucht. 
War die oder der Verstorbene verheiratet, stehen der Witwe oder dem Witwer in der Regel eine 
Hinterbliebenenrente zu. Um diese zu erhalten, müssen hinterbliebene Ehepartner nach Erhalt der 
Sterbeurkunde beim Postrentenservice das „Sterbevierteljahr“ beantragen. Für drei Monate wird dann die 
Rente der verstorbenen Person weitergezahlt. Hinterbliebene haben somit genug Zeit, die 
Hinterbliebenenrente zu beantragen. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Allianz ist nicht immer Allianz 
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) macht aktuell auf ihrer Homepage auf einen 
Identitätsmissbrauch aufmerksam. Konkret geht es um die Websites „allianz-finanz.de“ und 
„allianzfinanz.com“. Die Finanzbehörde warnt vor den Angeboten dieser beiden Internetauftritte. Es bestehe 
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der Verdacht, dass die unbekannten Betreiber auf diesen Webseiten ohne Erlaubnis Bankgeschäfte sowie 
Finanz- und Wertpapierdienstleistungen anbieten. Verbraucherinnen und Verbraucher werden über die E-
Mail-Absender „(at) allianz-finanz.de“ sowie „info (at) allianz-finanz.de“ kontaktiert und es wird vorgegeben, 
ihr Angebot stamme von der Allianz Deutschland AG. Diese Angaben treffen nicht zu. Die Allianz 
Deutschland AG steht in keinem Zusammenhang mit den Webseiten und den dort angebotenen 
Dienstleistungen.  
Zuletzt war die Deutsche Vermögensberatung AG – DVAG ein Opfer von Identitätsdiebstahl 
(VersicherungsJournal 15.5.2025) 
Quelle: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht  
 

Versicherungsschutz im Ausland 
(gekürzt) (24.06.2025) Grundsätzliches: Leistungen der GKV werden nur im Inland erbracht. Es gibt jedoch 
Ausnahmen: In allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) sowie in Island, Liechtenstein, Norwegen 
(Europäischer Wirtschaftsraum (EWR)) und der Schweiz haben Versicherte bei vorübergehenden 
Aufenthalten Anspruch auf medizinisch notwendige Leistungen. Dieser Anspruch besteht auch weiterhin im 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland, das zum 1. Februar 2020 aus der EU ausgetreten ist. 
Dabei gelten dieselben Bedingungen wie für die Versicherten des Gastlandes. Mit einigen weiteren Ländern 
wie zum Beispiel Tunesien oder der Türkei wurden Sozialversicherungsabkommen getroffen, die auch den 
Krankenversicherungsschutz einschließen. 
Vor einem Urlaub in den oben genannten Ländern sollten Versicherte mit ihrer Krankenkasse sprechen und 
sich gegebenenfalls eine „Europäische Krankenversicherungskarte“ (European Health Insurance Card – 
EHIC) oder eine Anspruchsbescheinigung ausstellen lassen. In Deutschland befindet sich die EHIC auf der 
Rückseite der nationalen Krankenversicherungskarte (eGK). 
Nähere Informationen zum Leistungsumfang und zu den Besonderheiten bei der Inanspruchnahme von 
medizinischen Leistungen des Gastlandes gibt jede Krankenkasse. Versicherte, denen dieser 
Versicherungsschutz nicht ausreicht, können sich gegen mögliche Erkrankungen oder einen Unfall 
zusätzlich privat versichern. 
Bei Inanspruchnahme medizinischer Leistungen innerhalb der EU, des EWR oder in der Schweiz können die 
Behandlungskosten vor Ort bezahlt werden und dann bei Vorlage der Rechnungsbelege den Krankenkassen 
in Deutschland eingereicht werden. Die Kostenübernahme erfolgt in Höhe einer inländischen Behandlung. 
Darüber hinaus kann die Krankenkasse Abschläge für Verwaltungskosten vornehmen. Es ist also sinnvoll 
sich vor einer Behandlung im europäischen Ausland bei der Krankenkasse zu informieren, bis zu welcher 
Höhe die Kostenerstattung ausfällt. Bei einer Zahnersatzbehandlung ist vorher eine Genehmigung der 
Krankenkasse einzuholen, um einen Anspruch auf den Festzuschuss geltend machen zu können. 
Ebenfalls ist bei einer Krankenhausleistung eine vorherige Genehmigung bei der Krankenkasse einzuholen. 
Diese Genehmigung muss beispielsweise nicht erteilt werden, wenn die gleiche oder eine ebenso wirksame, 
dem allgemeinen Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechende Behandlung rechtzeitig bei einem 
Vertragspartner im Inland erlangt werden kann. 
Gesetzliche Krankenkassen können maximal sechs Wochen im Kalenderjahr die Kosten von unverzüglich 
erforderlichen Behandlungen bei privaten Auslandsreisen auch in Staaten außerhalb der EU und des EWR 
übernehmen.  
Drei Voraussetzungen müssen erfüllt sein:  
  -Es kann wegen einer Vorerkrankung oder des Alters keine private Auslandsreiseversicherung 
   abgeschlossen werden. 
  -Vor Antritt der Reise kann der Kasse nachgewiesen werden, dass eine Ablehnung der PKV vorliegt. 
  -Ebenfalls vor Antritt der Reise sagt die Kasse zu, dass der Versicherungsschutz gewährt wird. 
Die Krankenkasse übernimmt dann die Kosten bis zu der Höhe, wie sie im Inland entstanden wären. 
Sollte eine dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechende Behandlung 
nur im Ausland möglich sein, können Krankenkassen ausnahmsweise die Kosten hierfür ganz oder teilweise 
übernehmen, das gilt auch für eine erforderliche Behandlung außerhalb der EU und des EWR. 
Quellen: Bundesgesundheitsministerium, Krankenkassen 
 

Hinterbliebenenrente/Hinzuverdienst 
(04. Juli 2025) Die Deutsche Rentenversicherung (DRV) teilt mit, dass ohne Rentenkürzung bis zu einem 
Freibetrag hinzuverdient werden kann. Seit dem 1. Juli ist dieser auf 1.076,86 Euro pro Monat gestiegen. Für 
jedes waisenrentenberechtigte Kind steigt dieser Freibetrag um weitere 228,40 Euro pro Monat an. 
Übersteigt das Nettoeinkommen den jährlichen neu festgelegten Freibetrag, wird der darüber liegende Anteil 
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zu 40 Prozent angerechnet und die Hinterbliebenenrente entsprechend gekürzt. Waisen selbst sind von der 
Regelung ausgenommen, ihr Zuverdienst kann unbegrenzt hoch sein. 
Die Berechnung erfolgt auf Basis des Vorjahres-Nettoeinkommens. Herangezogen werden die Verdienste 
des Zeitraums vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024, selbst dann, wenn die Einkünfte in der Zwischenzeit 
gestiegen sind. 
Weitere Informationen und eine Musterrechnung zum Thema stellt die DRV im Netz bereit. An dieser Stelle 
können das Faltblatt „Hinterbliebenenrente: So viel können Sie hinzuverdienen“ und die Broschüre 
„Hinterbliebenenrente: Hilfe in schweren Zeiten“ kostenlos heruntergeladen oder alternativ bei der DRV 
bestellt werden. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Pflege im Ausland 
(gekürzt) Allgemeines vorweg: Immer mehr Deutsche ziehen eine Pflege im Ausland in Betracht. Zu den 
wichtigsten Beweggründen zählen niedrigere Lebenshaltungskosten, ein angenehmeres Klima und bessere 
Pflegebedingungen. Aber: Bei der Kostenübernahme von Pflegeleistungen müssen Pflegebedürftige im 
Ausland unter Umständen Einschnitte hinnehmen. Ob zur Deckung der Pflegekosten finanzielle 
Unterstützung über Landesgrenzen hinweg möglich ist, hängt von dem jeweiligen Zielland und der Pflegeart 
ab. Beliebte Ziele den Lebensabend im Ausland sind aufgrund der geringeren bürokratischen Hürden meist 
EU-Länder, die Schweiz oder Liechtenstein. Aber auch Pflegeheime außerhalb Europas wie in Thailand oder 
auf den Philippinen genießen einen guten Ruf. Bevor man sich für eine Pflege im Ausland entscheidet, ist 
einiges zu beachten: Zu klären ist dringend die allgemeine medizinische Versorgung vor Ort und ob spezielle 
benötigte Medikamente verfügbar sind. 
Mehr: www.allianz.de/gesundheit/pflegeversicherung/pflege-ausland/pflege-im-ausland-kostenuebernahme  
 
Seit dem 1. Oktober 20213 bekommen Rentner ihre Altersrente in unverminderter Höhe ausgezahlt, egal in 
welches Land sie ihren Wohnsitz verlegen. Bei der Pflegeversicherung sieht das komplizierter aus. Die 
Pflegekasse gewährt deutschen Auswanderern entweder Pflegegeld oder Pflegesachleistungen 
entsprechend dem Pflegegrad, und zwar ausschließlich im EU-Ausland, der Schweiz, Liechtenstein, 
Norwegen und Island. Es gibt aber weitere Hürden, um im Ausland überhaupt Leistungen bei der deutschen 
gesetzlichen Pflegekasse beantragen zu können: Die pflegebedürftige Person muss weiterhin Mitglied in 
einer deutschen gesetzlichen Krankenkasse sein, muss außerdem bei der gesetzlichen Krankenkasse in der 
neuen Heimat gemeldet sein und die Pflegesachleistungen muss der Betroffene beim Träger im 
Aufenthaltsstaat beantragen. Hierfür benötigt er wiederum einen Nachweis des Sachleistungsanspruchs 
seiner deutschen Krankenkasse. Die in Deutschland mögliche Kombination aus Pflegegeld und 
Pflegesachleistungen ist bei einem Wohnsitz im EU-Ausland und den Vertragsstaaten grundsätzlich 
ausgeschlossen. Zahlungen für Pflegesachleistungen meldet der ausländische Träger eigenständig an die 
deutsche Pflegekasse, die anschließend das Pflegegeld der Versicherten um den gemeldeten Betrag 
mindert. 
 
Privat Krankenversicherte erhalten in der Regel im Rahmen ihrer Pflegepflichtversicherung entsprechend 
dem Pflegegrad Pflegegeld im EU-Ausland, der Schweiz, Liechtenstein, Norwegen und Island. Das 
Pflegegeld wird allenfalls mit vergleichbaren Leistungen eines ausländischen Versicherungsträgers 
verrechnet. Keinen Anspruch auf Leistungen der deutschen Pflegekasse haben Pflegebedürftige mit 
Wohnsitz außerhalb der EU-Staaten, Schweiz, Liechtenstein, Island und Norwegen. 
Mehr: https://www.pflege.de/altenpflege/pfege-im-ausland  
 
Auch wichtig: Für den Erhalt des Pflegegeldes sind regelmäßige Beratungseinsätze nach § 37.3 SGB XI 
erforderlich. Mit der Pflegekasse ist somit zu klären, ob diese Einsätze im Zielland durchgeführt werden 
können. Bei einem dauerhaften Aufenthalt in einen Nicht-EU-Land ruhen die Ansprüche auf Leistungen der 
deutschen Pflegeversicherung. Weder Pflegegeld noch Pflegesachleistungen werden gezahlt. Stattdessen 
müssen an dem neuen Wohnort eine Kranken- und Pflegeversicherung abgeschlossen werden. Die Pflege 
muss meist aus der vorhandenen Rente bezahlt werden. Durch ein Sozialversicherungsabkommen mit 
zahlreichen Ländern außerhalb der EU entstehen oft keine Nachteile bei der Rentenzahlung. 
 
Falls die Pflege im Ausland für Sie nach reichlicher Überlegung anstehen sollte, informieren Sie sich bei 
Ihrem Arzt, der Krankenkasse, Pflegeversicherung und Deutsche Rentenversicherung. Kalkulieren Sie auch 
eine Rückkehr, aus welchen Gründen auch immer, nach Deutschland mit ein. 
Quellen: Pflegekasse, Gesundheitswelt-Allianz, deutsche gesetzliche Krankenkassen, pflege.de 
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